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„Das fällt uns jetzt auf die Füße“
Robert Habeck über die Suche nach einem Atommüll-Endlager und warum er Grünen-Spitzenkandidat werden will

Karlsruhe. An den Südwesten hat Ro-
bert Habeck nur gute Erinnerungen.
„Lebensprägend“ nennt er die zwei
Jahre, die er während seiner Studienzeit
in Freiburg verbracht hat. Im Breisgau
lernte Habeck seine Frau kennen, die
Schriftstellerin Andrea Paluch, mit der
er gemeinsam Bücher veröffentlicht.
Der Vater von vier Söhnen ist seit vier
Jahren Grünen-Umweltminister in
Schleswig-Holstein. Heute kommt er zu
den Karlsruher Atomtagen, mit unserem
Redaktionsmitglied Tobias Roth sprach
der 46-Jährige über die Suche nach
einem Endlager und warum er Spitzen-
kandidat seiner Partei für die nächste
Bundestagswahl werden will.

Herr Habeck, gibt es eine Region in
Schleswig-Holstein, in der Sie sich
ein Atommüll-Endlager vorstellen
könnten?

Habeck: Es geht nicht darum, was ich
mir wo vorstelle. Sondern es geht da-
rum, dass das Endlager nach nun fest-
gelegten, gleichwertigen und nachvoll-
ziehbaren Kriterien gesucht wird. Und
da ist Schleswig-Holstein wie der Rest
der Republik Teil des Suchraums. Wir
haben auch Salz- und Tongesteine, in-
sofern ist Schleswig-Holstein genauso
wenig auszuschließen wie Baden-Würt-
temberg, Bayern oder Sachsen.

Die Beteiligung der Bürger ist ein
zentraler Punkt bei der Endlager-
suche. Aber es gibt wohl keine Ge-
meinde, die sagt, wir nehmen das
Endlager gerne. Die Bürger wür-
den das doch immer ablehnen,
wenn man sie fragt.

Habeck: Das steht zu befürchten und
viele Erfahrungen, die wir in den ver-
gangenen Jahrzehnten gesammelt ha-
ben, sprechen genau dafür. Deshalb
muss am Ende der Suche ein gesetz-
geberisches Verfahren stehen.

Also erst die Bürger mitreden las-
sen, aber letztlich entscheidet die
Politik …

Habeck: Entscheidend sind die vor-
geschalteten Prozesse, mit denen wir
Verständnis schaffen und Transparenz.
Da habe ich gute Erfahrungen gemacht,
zum Beispiel beim Stromnetzausbau.
Man muss Betroffene zu Beteiligten
machen. Die sagen danach zwar nicht,
juhu, wir bekommen jetzt einen riesigen
Strommasten, und es sind sich auch
nicht unbedingt alle einig, aber sie sa-
gen vielleicht, meine Argumente wurden
gehört und das Verfahren war fair und
transparent. Mehr kann man am Ende
nicht erreichen, denke ich. Das wichtige
ist doch, dass die Politik die Endlager-
suche nicht von oben herab plant über
die Köpfe der Bürger hinweg, sondern es
als gemeinschaftliches Projekt aufsetzt.
Und wichtig ist auch, dass der demo-
kratisch legitimierte Gesetzgeber die
Entscheidung trifft und für sie einsteht.
Dafür ist er ja gewählt.

Auch Gorleben bleibt ein mögli-
cher Standort. Halten sie es wirk-
lich für realistisch, dass es in Gor-
leben einmal ein Endlager geben
wird?

Habeck: Ich persönlich halte das für
politisch nicht realistisch, weil der
Standort so vorbelastet ist. Aber es ging
am Ende eben nicht nur um meine per-
sönliche Einschätzung oder die der Grü-
nen, sondern es ging darum, ein Paket zu
schnüren, das eine Verbindlichkeit für
alle Beteiligten schaffen kann. Deshalb
sind wir an dieser Stelle über unseren
Schatten gesprungen und haben Gor-
leben als Teil der weißen Landkarte
akzeptiert. Und gerade deshalb erwarte
ich übrigens auch, dass sich Bayern oder
Sachsen jetzt nicht herausreden.

In Karlsruhe werden seit Jahren
schwach- und mittelradioaktive
Abfälle zwischengelagert. In der
Vergangenheit gab es Berichte
über rostige Fässer, zudem wird
der Atommüll dort deutlich länger
lagern müssen als ursprünglich
vorgesehen. Wie sicher sind diese
Lager?

Habeck: Mir kamen die Berichte aus
Karlsruhe damals seltsam vertraut vor.
Wir haben solche Fässer in Brunsbüttel
in den Kavernen stehen und sind jetzt
gerade dabei, sie in einem aufwändigen
Verfahren zu bergen. Die Geschichte ist

immer die gleiche: Man hat unter-
schätzt, wie lange und problematisch
diese Lagerungen sind. Daran sieht man
wieder einmal, dass wir mit der Atom-
kraft eine Technologie angefangen
haben, deren Folgen wir nicht zu Ende
gedacht haben. Wir haben in Schleswig-
Holstein deshalb zusätzliche Siche-
rungs- und Kontrollmechanismen ein-

gezogen, um zu verhindern, dass solche
Zustände wie bei den Rostfässern noch
mal eintreten.

War man denn bei der Zwischen-
lagerung in der Vergangenheit zu
unvorsichtig?

Habeck: Man sieht ja an der Asse, die
uns nun so viele Probleme bereitet, wie
lax früher der Umgang mit dem Atom-
müll war. Da wurden die Fässer einfach
reingekippt, weil man dachte, das ist der
probate Weg der Entsorgung. Bei den
Fässern in Karlsruhe oder Brunsbüttel
hat man gedacht, die sind in ein paar
Jahren wieder weg. Das fällt uns jetzt
auf die Füße. Man muss immer davon
ausgehen, dass alles länger dauert
und komplizierter wird, entsprechend
müssen Sicherheit, Dokumentation und
immer wieder Kontrolle sein.

Partei interessant ist, möchte ich das
gerne anbieten.

Sie sprechen vom dritten Zeitalter
der Grünen, das nun beginnen
müsse. Was genau meinen Sie da-
mit?

Habeck: Die Grünen haben als Protest-
partei begonnen, wir entstanden aus
einer Bürgerbewegung heraus. In den
rot-grünen Jahren waren wir eine Pro-
jektpartei: Wir haben uns auf einzelne
Vorhaben konzentriert wie den Atom-
ausstieg durchzusetzen oder die doppel-
te Staatsbürgerschaft. Jetzt kommt die
Zeit, in der die Grünen breiter wirken
müssen. Es geht um gesamtgesellschaft-
liche Fragen. Was hält uns zusammen?
Wie sichern wir Wohlstand in Zeiten von
Klimaveränderungen, und zwar nicht
nur in Deutschland. Was können wir
gegen den Wassermangel in einigen Re-
gionen der Erde tun, oder wie begegnen
wir der Flüchtlingskrise? Das bindet
Innenpolitik mit Außen- und Sicher-
heitspolitik eng zusammen. Wir müssen
Antworten finden und eine Perspektiv-
Partei werden.

Jetzt klingen Sie fast wie Winfried
Kretschmann …

Habeck: Kretschmann hat das ideal-
typisch eingelöst, weil er für die Gesell-
schaft spricht, nicht zu ihr. Es geht doch
darum, den Bürger in Entscheidungs-
prozesse einzubinden, und dadurch am
Ende auch politisches Handeln zu legi-
timieren. Das ist die Herausforderung
für moderne Politik.

Heißt das, dass man ideologische
Kampfpositionen räumen muss?

Habeck: Sich in Ideologie-Kämpfen zu
verbeißen hilft nie. Aber das heißt nicht,
keine Idee mehr zu haben. Wenn man
jeden Tag nur weiß, was man morgen
machen will, weiß man ja nicht, wo man
übermorgen landet. Man muss eine
Perspektive entwickeln, die größer ist
als der Tag. Aber das funktioniert nur
aus der Wirklichkeit heraus. Das haben
auch die Grünen in der Flüchtlingskrise
gespürt.

Inwiefern?

Habeck: In der Flüchtlingskrise war das
schlechteste Argument der Politik: Das
haben wir in unserem Parteiprogramm
so aber nicht beschlossen. Weder die
CDU noch die Grünen sind damit
durchgekommen. Wir Grünen hatten
mal beschlossen, dass wir keine Sam-
melunterkünfte und keine Zeltstädte
wollen. Als mehrere hunderttausend
Menschen aus der Not zu uns kamen,
sah die Wirklichkeit anders aus – und
dem haben wir Grüne uns gestellt.
Genauso musste die CDU umdenken:
Jahrelang hat sie sich gegen legale
Arbeitsmöglichkeiten für Menschen
vom Westbalkan gesperrt, dann musste
sie sie schaffen.

In Karlsruhe gibt es das Institut für
Transurane, ein Forschungsinsti-
tut der EU-Kommission. Wie ver-
trägt sich der deutsche Atomaus-
stieg mit der Atomforschung?

Habeck: Ich kenne das Institut aus der
Geschichte der deutschen Atompolitik
und es hat sich nicht immer als beson-
ders ruhmreich hervorgetan. Ich erin-
nere mich, als es nach Fukushima aus
Karlsruhe hieß, wir müssen jetzt die
vierte Generation der Atomreaktoren
entwickeln. Wir brauchen keine neuen
Reaktoren und auch keine Forschung in
neue Techniken für neue Reaktoren. Die
Schlacht ist in Deutschland geschlagen.
Was wir brauchen, ist dagegen eine Aus-
stiegsforschung, wie baut man zurück,
wie lagert man sicher.

Sie wollen Spitzenkandidat der
Grünen für die Bundestagswahl
werden, mit Cem Özdemir und
Anton Hofreiter gibt es allerdings
zwei Konkurrenten. Warum sind
Sie der bessere Spitzenkandidat?

Habeck: Ob ich der bessere bin oder
nicht, werden unsere grünen Mitglieder
entscheiden. Jeder von uns bringt seine
Vita mit. Meine ist geprägt von der
Regierungserfahrung in Schleswig-Hol-
stein, die viele grüne Themen abdeckt,
von der Atomkraft über die Energie-
wende bis hin zur Umwelt- oder Land-
wirtschaftspolitik. Wenn das für die

BEWIRBT SICH UM DIE FÜHRUNGSROLLE: Robert Habeck will Spitzenkandidat der Grünen für die nächste Bundestagswahl werden
und müsste sich dafür gegen Cem Özdemir und Anton Hofreiter durchsetzen. Foto: Rehder
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Schluss mit der Kavallerie
Ex-SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück zieht sich aus der großen Politik zurück

Von unserem Mitarbeiter
Tim Braune

Berlin. Einen Peer Steinbrück mit
Maulkorb kann niemand gebrauchen.
„Ich sage, was ich denke, und ich tue,
was ich sage“, lautete immer sein Motto.
Das brachte ihn manches Mal in Schwu-
litäten, spätestens in der unglückseligen
Zeit als SPD-Kanzlerkandidat. Jetzt
hört Steinbrück, der schon länger öf-
fentlich auf Tauchstation war, ganz
auf. Ende September ist im Bundestag
Feierabend für den 69 Jahre alten Han-
seaten mit dem Wahlkreis in Mettmann
bei Düsseldorf. Mit seiner
gestern verkündeten Ent-
scheidung, das Mandat aufzu-
geben, bleibt sich Steinbrück
treu. Im beginnenden Bundes-
tagswahlkampf würde er mit
seiner selbst auferlegten Zu-
rückhaltung der SPD nicht
helfen können – „der erforder-
lichen politischen Zuspitzung
nicht gerecht“ werden, sagt er.
Im Bundestag werden seine
unterhaltsamen Reden vielen
fehlen. Steinbrück und die
SPD – das war immer ein
schwieriges Verhältnis. In den
eigenen Reihen galt der eitle,
wortgewandte Spross einer
Bankiersfamilie (ein Vorfahr
hatte die Deutsche Bank mit-
gegründet) lange als Vertreter
des rechten, wirtschafts-
freundlichen Flügels. Im
Wahlkampf 2013 musste
Steinbrück, dessen Kandida-

tur einer Sturzgeburt glich, dann ein
eher linkes Programm mit Steuerer-
höhungen vertreten. Sein Ansehen litt,
als er mit hohen Rednerhonoraren in die
Schlagzeilen geriet. Es folgten unglück-
liche, teils aufgebauschte Äußerungen,
etwa zur Höhe des Kanzlergehalts. Als
er damals einen Patzer seines Teams
erklären musste, antwortete Steinbrück
mit dem mittlerweile legendären
Spruch: „Hätte, hätte – Fahrradkette!“
Steinbrück litt in dieser Zeit, brechen
ließ er sich davon nicht. Als Antwort auf
die Frage, was er von Medien-Wort-
schöpfungen wie „Pannen-Peer, Pro-

blem-Peer und Peerlusconi“ halte, zeig-
te er im „SZ-Magazin“ den Stinke-
finger. Dicke Hose war eben sein Mar-
kenzeichen – dabei gewann er keine ein-
zige Wahl. 2002 wurde er in Düsseldorf
NRW-Ministerpräsident, vergeigte drei
Jahre später das Duell gegen Jürgen
Rüttgers (CDU). Als Bundesfinanz-
minister war er in seinem Element. Ge-
meinsam mit der Kanzlerin trat er nach
der Lehmann-Brothers-Pleite 2008 vor
die Öffentlichkeit und verkündete eine
staatliche Garantie für die Spareinlagen
der besorgten Bürger. Klare Kante gab
es von ihm auch beim Kampf gegen

Steueroasen, inklusive rüder
Attacken gegen Länder wie
die Schweiz: „Die Kavallerie
in Fort Yuma muss nicht im-
mer ausreiten, manchmal
reicht es, wenn die Indianer
wissen, dass sie da ist“, was
bei den Eidgenossen nicht gut
ankam. Die politische Karrie-
re des in Hamburg geborenen,
blitzgescheiten Volkswirts be-
gann in verschiedenen Minis-
terien und im Bundeskanzler-
amt zu Zeiten von SPD-Kanz-
ler Helmut Schmidt. Schmidt
wurde zu einer prägenden Fi-
gur. So schließt sich mit Stein-
brücks Rückzug auch dieser
Kreis. Denn nach dem Tod des
legendären Sozialdemokraten
im vergangenen November
klemmte sich Steinbrück wie
kein Zweiter dahinter, dass es
eine Bundesstiftung-Helmut-
Schmidt geben wird.

VERLÄSST DEN BUNDESTAG: der frühere Finanzminister und
Kanzlerkandidat der SPD, Peer Steinbrück. Foto: dpa

„Neubeginnauf
Sparflamme“

St. Petersburg (dpa). Mit einer
Tagung des Diskussionsforums „Pe-
tersburger Dialog“ haben Deutsche
und Russen einen Schritt zur Wie-
derannäherung in ihrer Vertrauens-
krise unternommen. Bei Gesprä-
chen in zehn Arbeitsgruppen in der
russischen Stadt St. Petersburg
wurde aber auch deutlich, wie sehr
etwa beim Thema Menschenrechte
die Meinungen auseinanderklaffen.
„Es gibt nach wie vor für russische
Nichtregierungsorganisationen kei-
ne zufriedenstellende Situation“,

hieß es gestern unter anderem von
deutscher Seite. Ein russischer Teil-
nehmer sprach von einem „Neu-
beginn auf Sparflamme“. Deutsch-
land hatte den 2001 gegründeten
„Petersburger Dialog“ 2014 wegen
der russischen Einverleibung der
ukrainischen Halbinsel Krim aus-
gesetzt. Reizthemen wie das russi-
sche Vorgehen in der Ukraine oder
die geplante Nato-Aufrüstung in
Osteuropa standen in der früheren
Zarenmetropole St. Petersburg aber
nicht explizit auf der Tagesord-
nung. Der deutsche Delegations-
leiter Pofalla hatte mit Blick auf die
aktuellen Probleme zwischen Berlin
und Moskau gesagt, es gebe keine
Alternative zum Gespräch.

Deutsche und Russen
gehen aufeinander zu

USA gehen auf
Distanz zu TTIP

Berlin (AFP). Nach dem Brexit-Votum
wird für die USA das geplante Frei-
handelsabkommen mit der EU weniger
interessant. Großbritannien sei ein
„sehr wichtiger Teil der EU“ und habe
„wesentlichen Anteil“ an der Attrak-
tivität von TTIP, sagte der US-Handels-
beauftragte Michael Froman. Ob ein
Verhandlungsabschluss 2016 gelingen
kann, ist weiter offen.

Nach Großbritannien gehen, laut
Froman, 25 Prozent der US-Exporte in
Richtung Europäische Union. Die USA
müssten nun darüber nachdenken, was
das Land der EU anbiete und von ihr
fordere, „weil am Ende des Tages ein
ausgeglichenes Abkommen nötig ist“,
sagte gestern der Handelsbeauftragte.
Wenn Großbritannien als fünftgrößte
Volkswirtschaft der Welt aus der „Glei-
chung“ herausgenommen werde, habe
dies „Einfluss auf die Balance“.

Endlager doch nicht
an deutscher Grenze

Prag (dpa). Ein tschechisches Atom-
müll-Endlager nahe der deutschen
Grenze wird unwahrscheinlicher. Indus-
trieminister Jan Mladek teilte gestern
mit, dass sein Land sich bei der Suche
nach einem Standort auf die Böhmisch-
Mährische Höhe konzentrieren werde,
die zwischen Prag und Brünn (Brno)
liegt.

Fünf weitere mögliche Standorte, die
zum Teil deutlich näher an der deut-
schen Grenze gewesen wären, sind da-
mit zunächst aus dem Rennen.
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